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Notverordnung zum Schutze von Voll und Staat
Mehrere Artikel der Neichsverfaffuug außer Kraft gefetzt — Die Todesstrafe auf Hochverrat . Drandstift -ug, Sabotageakte,

Bergifluugen , Anschläge auf Mitglieder der Negierungen — Die Neichsregierung kan « Befugnisse oberster Laudesbehörde « übernehme»

vv. Berlin , 28. Febr . Auf Grund des Artikels 48,
Absatz2, der Reichsperfassung wird zur Abwehr kommunisti¬
scher staatsgefährdender Gewaltakte folgendes verordnet:

8 1-
Die Artikel 114, 115. 117, 118, 123, 124 und 153 der

Verfassung des Deutschen Reiches werden bis auf weiteres
außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschränkungen der Persön¬
lichen Freiheit , des Rechtes der freien Meinungsäußerung,
einschließlich der Pressefreiheit , des Vereins - und Versamm-
lnngsrcchtes , Eingriffe in das Brief -, Post -, Telegraphen-
und Fernsprech-Geheimnis , Anordnungen von Haussuchungen
und von Beschlagnahmen sowie Beschränkungen des Eigen¬
tums auch außerhalb der sonst hierfür bestimmten gesetzlichen
Grenzen zulässig.

8 2.
Werden in einem Lande die zur Wiederherstellungder

öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen
nicht getroffen, so kann die Reichsregierunginsoweit die Be¬
fugnisse der obersten Landesbehörde vorübergehend wahr¬
nehmen.

8 3.
Die Behörden der Länder und Gemeinden (Gemeinde-

Verbände) haben den auf Grund des 8 2 erlassenen Anord¬
nungen der Neichsregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit
Folge zu leisten.

8 4.
Wer von den obersten Landesbehörden oder den ihnen

Nachgeordneten Behörden zur Durchführung dieser Verord¬
nung erlassenen Anordnungen oder den von der Reichsregie¬
rung gemäß K 2 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt , oder
wer zü solcher Zuwiderhandlung auffordert oder anrrizt , wird,
soweit nicht die Tat nach anderen Vorschriften mit einer schwe¬
reren Strafe bedroht ist, mit Gefängnis nicht unter einem
Monat oder mit Geldstrafe von 150 bis zu 15 Wü NM . bestraft.

Wer durch Zuwiderhandlung nach Absatz1 eine gemeine
Gefahr für Menschenleben herbeiführt, wird mit Zuchthaus,

bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter sechs
Monaten und, wenn die Zuwiderhandlung den Tod eines
Menschen verursacht, mit dem Tode, bei mildernden Umständen
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft. Daneben
kann auch auf Vermögenseinziehung erkannt werden.

Wer zu einer gemeingefährlichen Zuwiderhandlung (Ab¬
satz 2) auffordert oder anreizt , wird mit Zuchthaus, bei mil¬
dernden Umständen mit Gefängnis , nicht unter drei Monaten
bestraft.

8 5.
Mit dem Tode sind die Verbrechen zu bestrafen, die das

Strafgesetzbuch in den 88 81 (Hochverrat). 229 (Giftbeibrin¬
gung ), 3«7 (Brandstiftung ), 311 (Explosion ), 312 (Ueber-
schwemmung), 315, Absatz 2 (Beschädigung von Eisenbahn¬
anlagen ), 324 (gemeingefährliche Vergiftung ) mit lebenslangem
Zuchthaus bedroht.

Mit dem Tode oder, soweit nicht bisher eine schwerere
Strafe angedroht ist, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit
Zuchthaus bis zu 15 Jahren wird bestraft:

1. wer es unternimmt , den Reichsvröfidcnten oder ein
Mitglied oder einen Kommissar der Neichsregierung oder
einer Landesregierung zu töten oder wer zu einer solchen
Tötung auffordert , sich erbietet , ein solches Erbieten annimmt
oder eine solche Tötung mit einem anderen verabredet;

2. wer in den Fällen 115, Abs. 2, des StGB . (Schwerer
Aufrnbr ) oder des 8 125, Abs. 2, des StGB . (Schwerer

i LandfrieSensbruch) die Tat mit Waffen oder im bewußten und
j gewollten Zusammenwirken mit einem Bewaffneten begeht;
; 3. wer eine Freiheitsberaubung (8 239 des StGB .) in der
>Absicht begeht, sich des der Freiheit Beraubten als Geisel im
zpolitischen Kampfe zu bedienen.
! 8 6.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung
!in Kraft.
! Die Verkündung ist im Rundfunk gestern abend erfolgt.

Vre Veöblttuns der Veroedrrrmg
Berlin,  28 . Febr . (Eig . Meld .) Von maßgebender

Seite wird darauf hingewiesen , daß eine Verordnung wie
die zum Schutze von Volk und Staat , die der Reichspräsident
heute abend unterzeichnet hat, von einer Negierung natürlich
nur dann ergriffen wird , wenn wirklich höchste Gefahr im
Verzüge ist. Die Beratungen über diese Verordnung haben
sehr lange gedauert . Sie ist nach allen Richtungen hin ab¬
gewogen . Im Kabinett aber habe absolute Einmütigkeit
darüber geherrscht, daß die Verordnung in dieser Form nach
heute herauskommen mutzte. Es wird nochmals betont , daß
der Wahlkampf als solcher durch sie nicht behindert werden
und daß die Wahl auf jeden Fall stattfinden soll.

Die Reichsregierung ist der Meinung , daß die Verordnung
trotz der Wahl erlassen werden mußte, weil große Gefahr für
Volk und Staat bestand und noch besteht. Mit allem Ernst
muß nämlich darauf hingewiesen werden, daß weiter begrün¬
deter Verdacht dafür vorhanden ist, daß die kommunistischen
Aktionen fortgesetzt werden. Es scheint möglich, daß die Zen¬
trale für die Leitung dieser Aktionen von Berlin fortverlegt
worden ist. Gefahren, die hieraus entstehen könnten, soll z.
B . der H 2 der neuen Verordnung Vorbeugen, der die Reichs-
regierung ermächtigt, im Falle der Weigerung eines Landes
zum Eingreifen selbst die Exekutive zu übernehmen, sei es in
der Form einer einmaligen Verfügung , sei es ganz allgemein.
Es wird weiter darauf hingewiesen, daß die Verordnung —
das gilt namentlich auch für den 8 3 — nichts mit der in den
letzten Wochen in der Öffentlichkeit häufig behandelten Frage
der Einsetzung weiterer Reichskommissare zu tun hat . Es
handelt sich vielmehr lediglich um die Ausübung einer Funk¬
tion im Rahmen dieser Verordnung , die sich gegen kommuni¬
stische oder allgemeingefährliche Gewaltakte richtet.

Daß die Gefahr solcher Terrormaßnahmen immer noch
groß ist, ergibt sich schon aus der begründeten Annahme, daß
ebenso wie im Liebknechthaus in Berlin auch an anderen
Stellen unterirdische Gewölbe und Gehcimgänge vorhanden
sind, die dem staatsgefährlichen Treiben der Kommunisten
dienen oder ihren Unterschlupf bieten. Daß ein Verschwinden
ins Ausland nicht so leicht möglich ist, dafür sind übrigens an
der Grenze die notwendigen Vorkehrungen getroffen. Gegen¬
über anderslautenden Berichten ist übrigens anhand des Wort¬
lautes der Notverordnung festzustcllen, daß Sondergerichte
nicht eingesetzt werden. Es sind keine neuen richterlichen In¬
stanzen vorgesehen. In diesem Sinn werden Äusführungs-
Lestimmungcn noch in den nächsten Tagen erscheinen.

Die weitere Entwicklung muß man, nachdem die Verord¬
nung schon heute in Kraft getreten ist, nun abwarten . In den
maßgebenden politischen Kreisen ist man sicher, daß es im
ganzen Volke dankbar empfunden wird, wenn jetzt mit aller
Brutalität gegen den Kommunismus vorgegangen wird. Nie¬
mand darf sich auch einem Zweifel darüber hingeben, daß alle
Kreise, die mit den Kommunisten Zusammenarbeiten oder einer
solchen Zusammenarbeit hinreichend verdächtig sind, von der
Verordnung ebenso rigoros betroffen werden, wie die Kommu¬
nisten selbst. Der Schwerpunkt des Kampfes gegen Staat und

Regierung ist offensichtlich nun heute ins Ausland verlegt
worden. Auch hiermit hat sich das Reichskabinett heute be¬
schäftigt und Vorkehrungen getroffen, daß auch solche Angriffe
auf dem Umwege über das Ausland unterbunden werden. Auch
in Fällen, in denen sich Zeitungen , Korrespondenzen oder
Journalisten dazu hergeben, ans diesem Wege staatsgefährliche
Kämpfe zu unterstützen, wird dnrchgegriffen werden.

Znsammenfassend wird festgestellt, daß nichts die Regierung
davon abbringen wird, den Kampf gegen die staatsgefährlichen
Elemente mit aller Schärfe zu führen. Wer sich für den Kom¬
munismus erklärt, so wird hinzngefngt, wird sich die Folgen
selbst zuzuschreiben haben.

Erklärung des presch. InnenmrMsrmms
zur Notverordnung gegen die kommunistische Gefahr

Bevorstehende Veröffentlichung kommunistischerDokumente

vv. Berlin , 1. März . Der amtliche preußische Pressedienst
meldet: Das preußische Ministerium des Innern erklärt zu
der Notverordnung der Reichsregierung gegen die kommuni¬
stische Gefahr vom 28. Februar , daß in ihr verschiedene Ver¬
brechen unter besonders schwere Strafen gestellt seien. Ans
Gründen einer voll erwiesenen großen und akuten Gefahr
und eines unmenschlichen und sorgfältig vorbereiteten Systems
maßlosen kommunistischen Terrors soll Deutschland in das
Chaos des Bolschewismus gestürzt werden. Mordanschläge
gegen einzelne Führer des Volkes und Staates , Attentate gegen

; lebenswichtige Betriebe und öffentliche Gebäude, Vergiftung
!ganzer Gruppen besonders gefürchteter Personen , das Ab¬
fangen von Geiseln von Frauen und Kindern hervorragender
Männer sollten Furch: und Entsetzen über das Volk bringen
und jeden Widerstandswillen des Bürgertums lähmen.

Der Kommissar des Reiches für das preußische Ministerium
des Innern , Reichsminister Göring, wird in allerkürzester
Frist der Oeffentlichkeit die Dokumente vorlegen, die die Not¬
wendigkeit aller getroffenen Maßnahmen belegen. Es findet
lediglich noch eine Sichtung des überaus umfangreichen Mate¬
rials statt, sowie eine letzte Prüfung im Hinblick darauf, daß
durch die Veröffentlichung die Staatssicherheitnicht noch mehr
gefährdet werden darf.

Sie Auswirkungen der Neichstags-
Vranditiftung

vv. Berlin , 28. Febr. Der amtliche preußische Pressedienst
meldet: Am Montag abend brannte der Deutsche Reichstag.
Es liegt zweifelsfrei die schwerste bisher in Deutschland er¬
lebte Brandstiftung vor. Die Polizeiliche Untersuchung hat
ergeben, daß im gesamten Reichstagsgebände vom Erdgeschoß
bis zur Kuppel Brandherde angelegt waren . Sie bestanden
aus Teerpräparatcn und Brandfackeln, die man in Ledersessel,
unter Reichstagsdrucksachen, an Türen , Vorhänge, Holzverklei¬
dungen und andere leicht brennbare Stellen gelegt hatte. Es

' ist gelungen, einen der Täter zu fassen. Es handelt sich um
den 24 Jahre alten Maurer van der Lübbe aus Leyden in
Holland , der einen ordnungsmäßigen holländischen Paß bei
sich hatte und sich als Mitglied der holländischen kommuni¬
stischen Partei bekannte.

Der Mittelbau des Reichstags ist völlig ausgebrannt . Der
Sitzungssaal mit sämtlichen Tribünen und Umgängen ist ver¬
nichtet. Der Schaden geht in die Millionen.

Diese Brandstiftung ist der bisher ungeheuerlichsteTerror¬
akt des Bolschewismus in Deutschland. Unter den Hunder¬
ten von Zentnern Zersetzungsmaterial , das die Polizei bei der
Durchsuchung des Karl -Liebknecht-Hanses entdeckt hat, fanden
sich die Anweisungen des kommunistischen Terrors nach bol¬
schewistischem Muster.

Hiernach sollen Regiernngsgebäude , Schlösser, Museen und
lebenswichtige Betriebe in Brand gesteckt werden. Es wird
ferner die Anweisung gegeben, bei Unruhen und Zusammen¬
stößen vor den Ter'rorgrnppen Frauen und Kinder herzu¬
schicken, nach Möglichkeit sogar solche von Beamten der Polizei.
Durch die Auffindung dieses Materials ist die planmäßige
Durchführung der bolschewistischen Revolution gestört worden.
Trotzdem sollte der Brand des Reichstages das Fanal zum
blutigen Aufruhr und zum Bürgerkrieg sein. Schon für
Dienstag früh 4 Uhr waren in Berlin große Plünderungen
angesetzt. Es steht fest, daß mit diesem heutigen Tage in ganz
Deutschland die Terrorakte gegen einzelne Persönlichkeiten,
gegen das Privateigentum , gegen Leib und Leben der fried¬
lichen Bevölkerung beginnen und den allgemeinen Bürger¬
krieg entfesseln sollten.

Der Kommissar des Reiches im preußischen Ministerium
des Innern ist dieser ungeheueren Gefahr mit den schärfsten
Maßnahmen entgegengetreten. Er wird die Staatsantorität
unter allen Umständen und mit allen Mitteln aufrechterhalten.
Es kann festgestellt werden, daß der erste Angriff der verbreche¬
rischen Kräfte zunächst abgeschlagen worden ist. Znm Schutze
der öffentlichen Sicherheit wurden noch am Montag abend
sämtliche öffentlichen Gebäude und lebenswichtigen Betriebe
unter Polizeischutz gestellt. Sonderwagen der Polizei durch¬
streifen ständig die hauptsächlich gefährdeten Stadtteile . Die
gesamte Schutzpolizei und Kriminalpolizei in Preußen ist so¬
fort ans höchste Alarmstufe gesetzt worden. Die Hilsspolizei
ist einbernfen.

Gegen zwei führende kommunistische Reichstagsabgeord¬
nete ist wegen dringenden Tatverdachts Haftbefehl erlassen.
Die übrigen Abgeordneten und Funktionäre der KPD . werden
in Schutzhaft genommen. ' Die kommunistischen Zeitungen,
Zeitschriften, Flugblätter und Plakate sind auf 4 Wochen für
ganz Preußen verboten. Auf 14 Tage verboten sind sämtliche
Zeitungen , Zeitschriften, Flugblätter und Plakate der Sozial¬
demokratischenPartei , da der Brandstifter aus dem Reichstag
in seinem Geständnis die Verbindung mit der SPD . zugegeben
hat. Durch dieses Geständnis ist die kommunistisch-sozialdemo¬
kratische Einheitsfront offenbare Tatsache geworden. Sie ver¬
langt von dem Verantwortlichen Hüter der Sicherheit Preu¬
ßens ein Durchgrcifen, das durch seine Pflicht bestimmt wird,
die Staatsantorität in diesem Augenblick der Gefahr aufrecht
zu erhalten . Die Notwendigkeit der schon früher eingeleiteten
besonderen Maßnahmen (Schießerlaß, Hilsspolizei usw.) ist
durch die letzten Vorgänge in vollem Umfange bewiesen. Durch
sie steht die Staatsmacht ausreichend gerüstet da, um jeden
weiteren Anschlag auf den Frieden Deutschlands und damit
Europas zu verhindern und das Feuer dieses Aufstandes im
Keime zu ersticken. Reichsminister Göring fordert in dieser
ernsten Stunde von der deutschen Nation äußerste Disziplin.
Er erwartet die restlose Unterstützung der Bevölkerung, für
deren Schutz und Sicherheit er sich mit eigener Person ver¬
bürgt hat.

Sie Schäden im Reichstag
Der Befund der einzelnen Prandherde

vv- Berlin , 28. Febr . Nachdem der Brand im Reichstags-
gebändc vollkommen abgelöscht war, ließen sich erst genauere
Feststellungen machen, wie weit die Flammen die um den
Sitzungssaal hernmliegenden Räume ergriffen hatten. Be¬
sonders auf der Südfront hat das Feuer auf drei Sitzungssäle
übergegriffen, die schwer in Mitleidenschaft gezogen sind.

Daß im Sitzungssaal mehrere Brandherde gelegt worden
sein müssen, geht, wie die Feuerwehr erklärt, daraus hervor,
daß bei ihrem Eintreffen der ganze Raum ein nndnrchdrmg-
liches Meer von Flammen und Ranch war. Trotz der außer¬
ordentlich starken Glut hat die KnPPelkonstrnktion den zer¬
störenden Flammen Stand gehalten; allerdings ist die Eisen-
konstrnktion über dem Sitzungssaal, die genau wie die Kuppel,
Glasscheiben trug , vollkommen zerstört und hängt in den aus¬
gebrannten Sitzungssaal hinein.

Nach der Ablöschung haben sofort einige Chemiker die ein¬
zelnen Brandherde einer genauen Untersuchung unterzogen,
soweit sich bisher ieststellen läßt , haben sogenannte Kohlen¬
anzünder und Ballen Papier Verwendung gefunden. Die
Sachverständigen hatten den Eindruck, daß das verwendete
Material genau dem gleicht, was bei dem Brand am Samstag
im Schloß entdeckt wurde. Daß Benzol, Petroleum oder Spi¬
ritus bennkt worden ist, glaubt man nicht, da diese Mittel
unbedingt Gerüche hinterlassen. Vielmehr neigt man zu der
Annahme, daß die Brandnester , die man auch an Regalen
und Klubsesseln fand, mit Benzin übergossen worden sind.



Die amtliche Untersuchung der Brandstiftung
vv. Berlin , 1. März . Der Amtliche preußische Pressedienst

meldet: Die bisherige amtliche Untersuchung der großen
Brandstiftung im Gebäude des Deutschen Reichstags hat er¬
geben, daß allein zur Herbeischaffnugdes Zündmaterials min
bestens 7 Personen notwendig gewesen sind, während die Ver
teilung der Brandherde und ihre gleichzeitige Entzündung in
dem riesigen Hause mindestens 10 Personen erfordert haben
muß. Ganz zweifellos sind die Brandstifter so vollkommen
mit allen Einzelheiten des weitläufigen Gebäudes vertraut
gewesen, daß nur ein jahrelanger ungehinderter Verkehr diese
sichere Kenntnis sämtlicher Räume ergeben haben kann. Drin¬
gender Tatverdacht besteht deshalb gegen die Abgeordneten der
Kommunistischen Partei , die sich ganz besonders in der letzten
Zeit auffallend häufig unter den verschiedensten Anlässen im
Reichstage zusammcnfanden. Ans dieser Vertrautheit mit
dem Reichstagsgebäude und der Diensteinteilnng der Beamten
erklärt sich auch die Tatsache, daß vorläufig nur der auf frischer
Tat ertappte holländische Kommunist verhaftet werden konnre,
da er in Unkenntnis der Räumlichkeiten nach begangener Tat
nicht mehr fliehen konnte. Der Verhaftete, der auch in Hol¬
land als besonders radikal bekannt ist, hat den Verhandlungen
des kommunistischen Aktionsausschusses ständig beigewohnt
und durchgesetzt, daß er zu der Brandstiftung hinzngezogen
werde.

Die Untersuchung hat weiter ergeben, daß drei Augen¬
zeugen einige Stunden vor Ausbruch des Brandes den ver¬
hafteten holländischen Täter in Begleitung der kommunisti¬
schen Reichstagsabgeordncten Torgier und Koenen in den
Gängen des Reichstages gesehen haben. Ein Irrtum der
Augenzeugen ist bei dem Aussehen des Brandstifters unmög¬
lich. Da weiterhin der Abgeordnetcneingang des Reichstags
um 8 Uhr abends geschlossen wird, die kommunistischen Abge¬
ordneten Torgler nnd Koenen sich jedoch gegen )49 Uhr ihre
Garderobe in ihre Zimmer bringen ließen nnd erst gegen
10 Uhr durch ein anderes Portal den Reichstag verließen, be¬
steht gegen diese beiden Kommunisten dringender Tatverdacht.
In dieser Zeit ist nämlich der Brand angelegt worden.

Unrichtig ist das Gerücht, nach dem der Abgeordnete Torg¬
ler sich der Polizei freiwillig gestellt haben soll. Er hat aller¬dings durch seinen Rechtsbeistand in dem Augenblick um freies
Geleit gebeten, als er erkannte, daß ein Entkommen unmöglich
geworden war . Das freie Geleit wurde abgelehnt und der
Abgeordnete Torgler verhaftet.

Schwierige Löscharbeiten
Berlin, 28. Febr. (Eig. Meid.) Nachdem der Riesenbrand

im Reichstagsgebände auf seinen Herd, den Plenarsitzungs¬
saal, beschränkt werden konnte, sind die für die Löschung des
Feuers eingesetzten 12 Löschzüge wieder abgerückt. Nur zwei
Züge benndcn sich noch an der Brandstättte , die ein eventuel¬
les Aufflackern des Feuers im Keime ersticken sollen.

Der oder die Brandstifter haben, wie einwandfrei feststeht,
Kohlenanzünder zur Ausführung ihres verbrecherischen Plans
benutzt. Außerdem hat man noch eine leicht brennbare Flüs¬
sigkeit verwendet; ob es reines Benzin oder eine Mischung von
Benzin mit einer anderen Flüssigkeit gewesen ist, das zu er¬
mitteln , wird eine wenn auch schwierige Aufgabe der bereits
damit heschäftigten Chemiker sein.

Die Löscharbeiten waren umso schwieriger, als sich der
Brandherd inmitten des riesigen Gcbäudekomplexes des Reichs¬
tages befindet. Eine wesentliche Unterstützung in der Bekämp¬
fung der Flammen bildeten zwei Feuerlöschboote, die aus der
Spree ungeheure Wassermeugen in die Flammen schleuderten.

Nicht versichert!
Berlin , 28. Febr . Zu der Brandstiftungsaffäre im Reichs¬

tag wird dem Nachrichtenbüro des VdZ. in unterrichteten
Kreisen noch erklärt, daß weder der Reichstag noch der Preu¬
ßische Landtag irgendwie gegen Feuerschäden versichert seien.
Abgesehen von der Zweifelsfrage, ob im Falle einer derartigen
Brandstiftung überhaupt die Versicherungsgesellschaft voll haft¬
bar gemacht werden könnte, scheint man in den zuständigen
Stellen der Ansicht zu sein, daß die Versicherung derartiger
Reichs- oder Staatsgebäude so hohe Prämienkosten verursachen
müßte, daß eine ungerechtfertigte Belastung der öffentlichen
Ausgabeetats entstehen würde. Man weist daraus hin, daß
beispielsweise die Prämiensätze, die für den Reichstag zu ent¬
richten gewesen wären, bei einer nach seiner Fertigstellung
aufgenommenen Feuerversicherung heute schon fast das Dop¬
pelte der Gesamtbaukosten des Reichstags umfaßt hättte . Auch
gehören ja derartige Katastrophen in Parlamentsgebäuden zu
den größten Seltenheiten . Der Reichsfiskus wird infolge dieser
Verhältnisse den bei dem Brande entstandenen Schaden
selbst tragen müssen, falls es ihm nicht irgendwie möglich ist,
andere Stellen für den Schaden haftbar zu machen.

130 Personen in Berlin in Schutzhaft genommen
Ueberwiegcnd RGO.-Angehörige

Berlin, 28. Febr. (Eig. Meld.) Im Verlauf der großen
polizeipolitischen Aktion, die sofort nach der Entdeckung des
Brandes im Reichstag cingeleitet worden war, hat sich die
Zahl der in Schutzhast Genommenen aus etwa IM Personen
erhöht. Bei den Festgenommenenwurde umfangreiches Druck¬
schriften- und Flugschriften-Material vorgefunden, das be¬
schlagnahmt wurde und von politischen Beamten einer ein¬
gehenden Sichtung unterzogen wird, die allerdings, da das
Material sehr umfangreich ist, längere Zeit in Anspruch neh¬
men wird. Unter den Verhafteten befinden sich sehr viele
Mitglieder der RGO . (Revolutionäre Gewerkschaftsopposition).
U. a. sind festgcnommen die Reichstagsabgeordneten Torgler,
der sich selbst gestellt hat, und Remmele, der kommunistische
Stadtrat Schminke, der Berliner Stadtarzt Dr . Hodann, die
Rechtsanwälte Dr . Äpfel, Litten und Barbasch, die Schrift¬
steller Erich Mühsam u. Ludwig Renn , Professor Felix-Halle,
Lehmann -Rußbüldt , eine führende Persönlichkeit der Liga für
Menschenrechte, ferner Hans von Zwehl, Friedrich Heinz,
Bernhard Rubinstein, von Ossietzki, Paul Tribe , Wilhelm
Wittkowski, Walter Stöcker.

Kommunisten werden vernommen
Berlin, 28. Febr. Im Berliner Polizeipräsidiumherrscht

seit den frühesten Morgenstunden Hochbetrieb. Auf langen
Bänken sitzen hier die in Schutzhaft genommenen kommunisti¬
schen Abgeordneten, unter ihnen auch einige Berliner Stadt¬
verordnete, bewacht von einem Aufgebot von Polizeibeamten.
Einer nach dem anderen von den Abgeordneten wird auf¬
gerufen, um verhört zu werden. Man hört die Namen von
Pieck, Thälmann , Wehrend, Schubring und anderen. Viele
fehlen noch, aber auch sie dürften im Laufe des Vormittags
noch eingeliesert werden, denn in kurzen Abständen kommen
Lastwagen der Schupo mit neuen Häftlingen an.

Der Holländer van der Lübbe ist bis in die frühen Mor-
genstunden hinein verhört worden; er war schließlich so er¬
schöpft, daß er zusammenbrach nnd in die Zelle gebracht werden
mußte, wo er sofort in tiefen Schlaf verfiel.

Eine Erklärung der SPD.
Der SozialdemokratischeParteivorstand erklärt:
„In der Nacht vom 27. zum 28. Februar wurde die gesai

sozialdemokratische Presse in Preußen für 14 Tage verbal
Das Verbot wird mit der Behauptung begründet ein Verl

kus unü I-SNÜ
, Neuenbürg, 1. März. (Aschermittwoch.) Nun ist auch
der Fasching 1033 zu Ende. Er war nicht besonders lang, doch
rat er dem tanzlustigen Völkchen Gelegenheit gegeben, sich in
Freude und Lust bei den bezaubernden Klängen der Musik
md dem magischen Licht der Lampen auszutoben . Mit dem
Ulmpfen Zwölfuhrschlag, der den Beginn des Aschermittwochs
ündete, war die Herrlichkeit verflogen und nur die Erinne¬
rung in den Freudenrausch rettet sich hinüber in den ernsten
lllltag. Möge es eine freudige Erinnerung sein! Jetzt haben
)ie Menschen wieder Zeit zum Nachgrübeln und Sinnieren.

Es gibt Leute, die den Fasching von Grund aus verdam¬
men; denn erstens folge ihm ein Aschermittwoch, der umso
rusgiebiger ist, je lärmender das Tollen im Tanzlokale war.
lind zweitens sei der Fasching eine ganz oberflächliche Ver¬
gnügung, ein Freudentaumel , ein Morphium und Gift für
jede Seelentiefe. Ein Körnchen Wahrheit mag allerdings in
dieser Anklage gegen den närrischen Prinzen stecken. Aber der
Fasching 1933 hat doch ein Gutes gehabt, das ihm niemand
abstreiten kann : Er hat die Menschen ein bißchen vom politi¬
schen Zank Mud Streit abgelenkt. Und das war gut.

Neuenbürg, 1. März. Die sterblichen Ueberreste des älte¬
sten männlichen Bürgers unserer Stadt , Christian Herri¬
gel,  alt Scnsenschmied, der am Sonntag vormittag im Alter
von nahezu 88 Jahren an den Folgen eines längeren Leidens
verstarb, wurden gestern nachmittag unter starker Anteilnahme
ans den Kreisen der hiesigen Bürgerschaft aus dem neuen
Friedhof der Erde übergeben. Der amtierende Geistliche ent¬
warf unter Zugrundelegung des Evangeliums Matth . 11, 28
„Kommt her zu mir alle, die ihr mühselig und beladeu seid"
ein getreues Lebensbild des Entschlafenen, der sich ob seines
freundlichen Wesens immer großer Beliebtheit erfreute. Ueber
fünf Jahrzehnte stand der Verstorbene in treuer Arbeit in
den Diensten der Firma Haueisen L Sohn , Sensen- und Sichel¬
werke, hier. Wohl war Herrigel in seinen jüngeren Jahren
Mitbegründer des hiesigen Turnvereins , im öffentlichen Leben
aber hat sich derselbe nicht betätigt. Der Turnergesangverein
erfüllte den letzten Wunsch des Entschlafenen nnd umrahmte

Mit diesem einzigartig schönen Familien - und Liebes»
roman beginnen wir in der m o r aigen  Ausgabe.

die schlichte Trauerfeier mit Choralgesängen von dem Trauer¬
hause und aus dem Friedhof.

Neuenbürg, 1. März. Ueber die gestern vom Untersuchungs¬
richter erfolgte Vernehmung der in der Schwärmer „Adler"-
Brandstiftnngs -Affäre in Haft befindlicher: zwei jungen Bur¬
schen ans C. wird im Hinblick auf den weiteren ungestörten
Verlauf der Untersuchung von den zuständigen Behörden
Stillschweigen bewahrt . Wie wir jedoch erfahren konnten,
wurde bei der Gegenüberstellung noch eine Menge belastendes
Material ans Licht gebracht. Die Untersuchung der Brand¬
angelegenheit ist eigentlich in den letzten Tagen ans ganz eigen¬
artige Weise wieder ins Rollen geraten . Beim Verkauf eines
im Oberarntsbezirk gestohlenen Fahrrads konnte einer der bei¬
den Inhaftierten in der Gegend von Herrenberg festgenommen
nnd au das Amtsgerichtsgefängnis eingeliesert werden.
Dort legte derselbe bei seiner Vernehmung ein umfassendes
Geständnis über verschiedene in letzter Zeit verübte Diebstähle
ab, wobei er auch seine Täterschaft an der Brandstiftung im

! Anwesen des Ernst Wolfinger z. „Adler" in Schwann zugab
und dabei noch einen Komplizen ans C. der Mithilfe beschul-

! digte. Bei den bereits erwähnten Diebstählen sind dem einen
j der beiden Festgenommenendrei Fahrräder und ein Motorrad,
j sowie verschiedene andere Gegenstände in die Hände gefallen.
§ Durch die rinn im Gang befindliche Untersuchung werden
> somit umfangreiche, bis jetzt noch nicht bekannte Straftaten
^ zur Aufklärung gebracht.
! Neuer Erdstoß
^ Neuenbürg,  1 . März. In der letzten Nacht gegen
>3.1« Uhr wurde im ganzen Bezirk wieder ein heftiger Erdstoß

wahrgenommen, der vielfach die Schläfer wachrüttelte. Ueber-
einstimmend wird «ns die Stärke des Bebens als sehr schwer
geschildert. Die Bettstellen wurden gerüttelt, Fenster klirrten
und die Türen knackten, als ob sie mit Gewalt eingedrückt wür¬
den. Von anderer Seite wurde der Erdstoß als ein gewaltiges
Rollen, gleich dem Geräusch eines beladenen schweren Last¬
wagens, wahrgenommen. — Aehnliche Beobachtungen wur¬
den in Höfen, Calmbach, Wildbad und anderen Orten gemacht.
Schaden ist, soweit bis jetzt zu übersehen, nicht entstanden.

In der Sonntagnacht gegen 11 Uhr wurde ein ungewöhn¬
lich großer nnd Heller Sternschnuppen beobachtet, der sich den
staunenden Blicken beinahe eine halbe Minute lang zeigte und
mit großer Geschwindigkeit am nächtlichen Himmel entlang
flog, ohne daß ein Absturz wahrgenommen werden konnte.

(Wetterbericht .) Die Wetterlage hat sich wenig ge¬
ändert . Dem Hochdruck im Osten steht noch eine Depression
bei Irland gegenüber. Für Donnerstag und Freitag ist zwar
zeitweilig bedecktes, aber vorwiegend trockenes Wetter zu er¬warten.

x Birkenfeld, 27. Febr . Am letzten Sonntag fand im
Gemeindehaus hier eine Alten fei er  statt . Eine stattliche
Anzahl von alten Leuten, die das siebenzigste Lebensjahr er¬
reicht und schon überschritten hatten, saßen da bei Kaffee und
Kuchen einige Stunden beisammen und freuten sich herzlich
über das ihnen in Rede, Gesang und Aufführung Gebotene.
Die älteste Teilnehmerin war die 91jährige Frau Vollmer.
Pfarrer Lörcher  und Bürgermeister Neuhans  hießen die
Anwesenden willkommen. So eine Altenfeier birgt viel Segen
in sich; läßt sie doch die Einsamen, Armen, Leidenden und
Vergessenen spüren, daß Liebe nnd Dankbarkeit, Anhänglich¬
keit nnd Treue auch für sie da ist. Ein solches Fest soll aber
auch ein Beweis sein für die Ehrerbietung , die wir den Alten
schuldig sind. Dann soll es zugleich dazu bestimmt sein, in
manches vereinsamte Herz und Haus ein wenig Sonnenschein
zu bringen . Die Feier wurde umrahmt von zwei sehr gelun¬
genen Aufführungen und schönen Gesängen des Jnncstranen-
vereins . der sich in seinem besten Können zeigte. Oberlehrer
a. D. Martin,  der selbst auch ein passendes Gedicht zum
Besten gab. dankte den Veranstaltern , vor allem dem Jung¬
srauenverein, den Helferinnen und den freundlichen Spendern.
Mit Choralgesang wurde die gelungene Feier begonnen nnd
geschlossen.

Birkenfeld, 27. Febr. Daß der Ansrottungsgedankc sich
in unserem-Birkenfeld nicht so leicht verwirklichen läßt, zeigte
der gute Besuch der Wahlversammlung der Sozialdemokra¬
tischen Partei im Gasthaus zur „Schönen Aussicht". Als
Referent wurde Genosse Reichstagsabgeordneter Ulrich-
Heilbronn gewonnen. Die vielen Wahlkämpfe heben nicht das
soziale Lebensrecht des arbeitenden Volkes, schaffen nicht Ar¬
beit nnd Brot , sondern sind geeignet, Mißtrauen im In - und
Ausland zu schaffen. Es ist ausfällig, daß die Nationalsozia-

teter Mann habe gestanden, den Brarrd im Reichstage gelegt
nnd bisher in einer gewissen Verbindung mit der Sozialdemo¬
kratischen Partei gestanden zu haben." Die Annahme, die
SozialdemokratischePartei hätte irgendwie mit Leuten zu tun,
die den Reichstag in Brand stecken, wird von der Partei ent¬
schieden zurückgewiesen.

Sr . Srmenverg über sozialpolitische Fragen
Berlin, 28. Febr. (Eig. Meld.) Dr. Hugenberg empfing

heute den Vorsitzenden des sozialpolitischen Ausschusses der
ehemaligen deutschnationalen Reichstagsfraktion, den Abgeord¬
neten Dr . Erich Schmidt-Arnswalde und beantwortete an ihn
gerichtete Fragen.

Auf die Frage, ob er der gegen ihn gerichteten sozialen
Hetze der marxistischen und linksbürgerlichen Gewerkschaften
Bedeutung beimesse, erklärte Dr . Hugenberg, daß er es ab-
lehuen müsse, die Stellungnahme derjenigen zu beachten, die
an dem gegenwärtigen sozialen Elend weitgehend mitschuldig
seien. Dr . Hugenberg bejahte ausdrücklich die Notwendigkeit
einer Berufsvertretring der Arbeiter - nnd Angestelltenschaft.
Aber auch hier müsse ebenso wie in der Politik der Einfluß
der Ewiggestrigen, die in der Linksfront stehen, ausgeschaltetwerden.

Nach seiner Stellungnahme zur Sozialversicherung be¬
fragt, verwies Dr . Hugenberg auf seinen Vortrag vom 16. Ok¬
tober vorigen Jahres , in dem er sich ausdrücklich zu einer
Erhaltung der Sozialversicherung, aber zu ihrer Gesundung
durch Reform an Haupt und Gliedern bekannt hat.

Grundlegend führte Dr . Hugenberg aus , daß durch die
Wirtschastsgesundung die Ueberwindung der Arbeitslosigkeit
herbeigeführt werden müsse. Er bekannte sich auch zu der
deutschnationalen Forderung , .Hauszinssteuererlaß zum Zwecke
der Arbeitsbeschaffung zu gewähren.

Abg. Dr . Schmidt wies sodann darauf hin, daß die Fragen
des Doppelverdienertums und der hohen Gehälter in der
sozialpolitischen Erörterung unter der Arbeitnehmerschaft im¬
mer noch eine große Rolle spielten. Dr . Hugenberg erwiderte,
daß diese Fragen unter dem Gesichtspunkt wirklicher Kamerad¬
schaftlichkeit angesehen werden müßten . Hohe Gehälter seien
nur dort zu rechtfertigen, wo sie durch besondere Leistung für
die Allgemeinheit tatsächlich verdient werden. Dr . Hugenberg
betonte sodann erneut die Notwendigkeit einer Regelung der
Auslandsschulden, um das schwerste Hemmnis für den wirt¬
schaftlichen Wiederaufstieg zu beseitigen.

Eine Wahlrede Seldtes
Halle, 28. Febr. In einer Kundgebung der Kampffront

Schwarz-Weiß-Rot sprach gestern Reichsminister Seldte. Er
stehe keinen Augenblick an, erklärte der Minister , die schwung¬
volle Kraft zu bewundern, mit der Hitler diesen Wahlkampf
führe. Wer sich stark fühle, der dürfe seinen Kompagnon
loben. Er wolle ihn loben, weil er ihm vertrauen könne. Denn

ohne Vertrauen zwischen der grauen nnd der braunen Armee
gebe es keine Zukunft . Die Wahl am 5. März sei nicht eine
der üblichen: sic müsse die letzte Wahl sein für lange Zeit . Das
deutsche Volk müsse sich daran gewöhrren, daß die schlabbrige
Zeit" des Liberalismus nnd der Demokratie vorbei sei. Täg¬
lich und stündlich werde es nun vor neue Entscheidungen
gestellt werden. Das neue Kabinett fühle sich nicht parlamen¬
tarisch gebunden. Es stelle sich nicht der zweifelhaften Mehr¬heit eines Reichstages entgegen. Von einem solchen Reichstag
brauche es zwar kein Vertrauen ; aber es würde sich sehr
freuen, wenn auch der letzte Wähler dem Kabinett sein Ver¬
trauen schenke, und zwar auf vier Jahre , in denen gearbeitet
und gehandelt werde. Um des Ausbaues nnd der Sparsamkeit
willen, würden manche Maßnahmen unpopulär sein müssen,
unsauber aber würden sie niemals sein.

Für das Kabinett sei der Einbau aller Schichten keine
Frage; wenn das nicht fertiggebracht werde, sei das Schicksal
Deutschlands besiegelt. Die üblichen Vorkriegszeiten, in denen
die Obrigkeit dem Staatsbürger manches, oder gar alles ab¬
nahm, seien vorbei. Das Schicksal jedes Einzelnen sei heute
ganz anders wie früber mit dem Gesamtschicksal des Volkes
verbunden. Wir brauchten nicht mehr gehorchende Untertanen,
sondern bewußt mitarbeitende, selbstbewußte Staatsbürger.
Und selbst, wenn die ganze Nation sich dagegen wehre, diesen
Druck der Verantwortung auf sich zu nehmen, müsse sie dazu
gezwungen werden.

Das gesamte neue Kabinett stehe inhaltlich auf derselben
Linie, denn es sei das Kabinett, das der große Soldat Hinden-
bnrg als ultima ratio eingesetzt hat zur Bezwingung der deut¬
schen Not . Ultima ratio : das schließt auch in sich, daß dieses
Kabinett nicht befristet ist durch den 5. März , sondern daß
sein Mandat erst abläuft mit dem restlosen Sieg und Erfolg
seines Vierjahresplanes zur Rettung Deutschlands.

Aeberreichung des Namensschildes der „Emden-
Berlin, 27. Febr. Reichspräsident von Hindenburg empfing

heute den australischen bevollmächtigten Minister in London,
The Right Honourable Stanley Melbourne Bruce, der im
Aufträge der australischen Regierung das Namensschild des
im November 1914 gegen den australischen Kreuzer „Sidney"
unterlegenen deutschen Kreuzers „Emden" überbrachte. In
einer längeren Ansprache kennzeichnet«: der Minister diesen
Akt nicht nur als eine Ehrung für die „Emden" und ihre
ritterliche Besatzung, sondern auch als ein Zeichen der Freund¬
schaft des australischen Volkes für das deutsche Volk. Der
Reichspräpdent dankte mit herzlichen Worten und sprach die
Ueberzeugung aus , daß dieser Tag wesentlich zur Vertiefung
der freundschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern
beitragen werde.

An dem Empfang nahmen der britische Botschafter Sir
Horace Rumbold und der britische Marineattachä Regatten¬
kapitän Hawes, sowie der Chef der Marineleitung , Admiral
Dr . h. c. Räder , teil.



Listen jetzt auf einmal in ihren Forderungen , Aufhebung der
Hungernotverordnungen , Kürzung der Beamtengehälter , Zer¬
reißung des Joungplanes und Brechung der Zinsknechtschaft
u. s. f. so bescheiden geworden sind und die Erfüllung an¬
statt, wie versprochen, in 24 Stunden , in vier Jahren in Aus¬
sicht stellen. Aber woher kommt denn das? Die Frage ist
leicht zu beantworten , wenn man weiß, daß es die Koalitions-
Mitglieder einfach nicht dulden. Wenn großes Aufhebens ge¬
macht wird, daß Milderungen für Sozialrentner und Kriegs¬
opfer ab 1. April in Kraft treten , bedeutet der Betrag (28
Millionen ) gegenüber den 500 Millionen , die den Opfern
genommen wurden, einen winzigen Bruchteil . Wie sich die
Senkung des Einkommens der Arbeiter und Beamten aus¬
wirkt, da lassen wir Herrn Schlange-Schöningen sprechen, der
das Wort prägte : „Arbeiternot ist Banerntod ", wir fügen
noch hinzu und Mittelstandsnot . Jedes Kind in Deutschland
weiß, daß der Produktionsapparat in Ordnung ist, nur die
Absatzmöglichkeitfehlt. Die Kaufkraft -Drosselung führt an¬
dererseits zur völligen Vernichtung des Auslandsmarktes.
Verschärfte Kontingentierung , Autarkie vernichtet vollends
den letzten Rest der handelspolitischen Beziehungen mit dem
Ausland und bringt Millionen Menschen um Arbeit und
Brot . Der Hochschntzzoll, die Osthilfe n. s. f. bringt dem kleinen
Landwirt und Weingärtner keinen Pfennig . Gerade die Au¬
tarkie bedeute für die Pforzheimcr Schmnckwarenindustrie
eine unübersehbare Gefahr, dadurch sind nicht nur die Ar¬
beiter geschädigt, sondern alle unsere Kleinbauern , Hand¬
werker und Gewerbetreibende, die doch mit der Arbeiterschaft
wirtschaftlich verwachsen sind. Den Beweis für den expork-
schädigenden Kurs liefern eine große Zahl zurückgezogener
Aufträge des Auslandes . Wenn behauptet wird, daß die
Sozialdemokratie 14 Jahre regiert hätte, ist durch nachprüf¬bare Tatsachen widerlegt, daß dies nicht der Fall ist. In
14 Jahren waren 14 Kabinette zu verzeichnen. In fünf von
den 14 Regierungen war ein Sozialdemokrat Reichskanzler,
in neun nur Bürgerliche, folglich können auch die Sozial¬
demokraten nicht am „Ruin " Deutschlands schuld sein. Mit
dem Einflnßschwnnd der SPD . wuchs die Not unter der ar¬
beitenden Bevölkerung. Unter Hermann Müller 's Kanzler¬
schaft schrieb die Welt vom Aufbauwunder Deutschlands, die
Wirtschaft blühte, die Lohnkurve war aufsteigend, die Tendenz
war höchste Renten und Unterstützungen. Das deutsche Na¬
tionaleinkommen war in der Zeit als wir einen arbeitsfähigen
Reichstag hatten , das höchste und seit dem Augenblick, als die
SPD . ausgeschaltet wurde, begann der Abbau der Löhne,
Kürzung der Renten u. s. f.

Spricht man von Novemberverbrechcrn, so sei daran er¬
innert , daß Deutschland keine Revolution hatte, sondern einen
Zusammenbruch eines morschen Staates . Zwei Millionen
Deutsche blieben auf den Schlachtfeldern, unsagbare Not
herrschte im Inland . Kirchenglocken, Bettslaschen, Türklinken
waren eingeschmolzen, die Leute trugen Pappsohlen und Pa¬
pierhemden, 170 Milliarden Schulden war die Bilanz . Hätten
Sie Volksbeauftragten die Verantwortung nicht übernommen,
hätte dies die Zermalmung Deutschlands bedeutet, durch
außenpolitische Vernichtung und innerpolitische Anarchie. Wir
sind aber hinübergesteuert zum demokratischen Staat , nur hates das Volk nicht verstanden, seine Rechte zu erhalten . Man
wirft den Sozialdemokraten vor, sie seinen Vaterlandsver¬
räter , aber haben nicht Hunderttauscnde bis zum bitteren
Ende ansgehalten , ihre Gesundheit und Glieder geopfert im
Verteidigungskrieg ? Sie müssen deshalb diese Anwürfe mit
Empörung zurückweisen. Dann woher kommt es denn, daß
Staaten wie Amerika, Italien und sonstige Länder, die als
Siegcrstaaten hervorgingen und keine sozialistischen Regie¬
rungen hatten , ebenfalls von der Krise heimgesucht sind? Ist
das nicht das Produkt des kapitalistischen Systems?

Nur Freiheit , Friede und Gleichberechtigung aller Volks¬
glieder führen zum Aufstieg, was aber nur in einem demo¬
kratischen Volksstaat möglich ist. Uns dürstet nicht nach einem
neuen Krieg, denn darüber sei man sich im klaren, auf wel¬
chem Boden dieser sich abspielen würde, nnd was ein moderner
Gaskrieg bedeutet, kann sich jeder, der Kriegsteilnehmer war,
selber ansmalen . Wir sind international eingestellt und wollen
Gleichberechtigung nach außen und Freiheit im Innern , dassei unser gemeinsamer Kampf. Mit der Strophe : Wohlan
wer Recht und Freiheit achtet, schloß Gen. Ulrich seine mit
Gespanntheit verfolgten Ausführungen , wofür er reichen Bei¬
fall erntete. In der Diskussion wurde die Anfrage an den
Redner gerichtet, wie es sich mit den Behauptungen in dem
hier verbreiteten Flugblatt verhält , wonach zwei Millionen
Mark Stenergelder zu Wahlzwecken verwendet worden seien.
Gen. Ulrich beantwortete die Frage damit, daß es unerhört
sei, wenn diese Behauptungen , die von verschiedenen deutschen
Gerichten amtlich widerlegt sind Unter ausdrücklicher Straf¬
androhung . trotzdem weiterverbreitet würden. Möge sich jeder
selbst die Konseauenzen ziehen nnd am 5. März der Sozial¬
demokratischen Partei seine Stimme geben. — Mit Dankes-
wortcn an den Redner und dem Appell, an dem Umbau der
heutigen kapitalistischen Wirtschaft in eine freie Wirtschaft
zum Wahle der Allgemeinheit mitzuarbeiten und Liste 2 zu
wählen, schloß der Vorsitzende, Genosse Schädel, die Ver¬
sammlung.

Höfen a. Enz, 27. Febr . Die NSDAP -, Ortsgruppe
Höfen, hielt am Sonntag von 7 Uhr ab einen glänzend ver¬
laufenen „Deutschen Abend"  im Saal des Gasthauses
z. „Ochsen" unter Mitwirkung des Humoristen Toni Keller aus
Stuttgart und der Kapelle des Musikvereins. Der Saal war
außerordentlich sinnvoll geschmückt und gestampft voll. Der
Vorsitzende der Partei , Fabrikant Wolfgang Lemppenau,
leitete die Versammlung und begrüßte die Erschienenen mit
markigen Worten . Im ersten Teil des Programms sprach Frau
T r e u t l e - Wildbad zu der deutschen Frau . Ihre Ausfüh¬
rungen können vielleicht, wie folgt, kurz zusammengesaßt wer¬
den: Deutsche Frauen heraus ! Helft mitkämpsen um die
alten ewigen Rechte der Mütterlichkeit. Die deutsche Frau ist
zu hervorragender Arbeit am deutschen Volksgenossen berufen.
„Mögen Männer Welten bauen — ein Volk steht und fällt
mit seinen Frauen ". Als zweiter Redner sprach in einstün-
digen Ausführungen Bürgermeister D i r r - Stammheim in
bekannt temperamentvoller Weise zunächst über den Werdegang
der Hitlerpartei aus ersten Anfängen heraus , dann über die
14 Jahre System, um zum Schluß warm für Stimmen am
5. März zu werben. Beide Vortragende ernteten stürmischen
Beifall . Während der Pause konnten Lose erworben werden
für 300 Gewinne, die sämtlich von Parteigenossen gestiftet
waren . Im zweiten Teil des Programms kam auch der Humor
zur Geltung und während der erste Teil mit dem Deutschland¬
lied abgeschlossen wurde, klang der zweite Teil mit dem Horst-Wessel-Lied aus . Der dritte Teil des Abends bestand nur aus
einer Nummer — Tanz, der allerdings erst spät einsetzen
konnte, dem aber um so fleißiger und hingebender gehuldigt
wurde. Die Veranstaltung war gut besucht von Parteigenossen
aus Rotenbach, Dennach, Neuenbürg , Birkenfeld. Lanqenbrand
und Schömberg und verlief, da genügend SA .- und Stahl¬
helmleute den Saalschutz übernommen hatten , ohne Störung
von seiten anderer Parteien.

Stuttgart . (Landesbußtag und Reichstagswahlen.) Von
zuständiger Seite wird mitgeteilt : Der Evang . Landesbußtag
(erster Sonntag der Fastenzeit) fällt Heuer auf den 5. März,
an welchem Tag auch die Reichstagswahlen stattfinden. Nach
Z 8 der Polizeilichen Sonntagsordnung vom 15. Dezember
1928 sind am Evang . Landesbußtag alle öffentlichen Veranstal¬
tungen während des ganzen Tages verboten und nur Dar¬

bietungen von Werken kirchlicher Tonkunst nach Beendigung
des Nachmittagsgottesdienstes gestattet. Diese Vorschriftengelten auch Heuer, die Polizeibehörden sind jedoch mit den
nötigen Weisungen darüber versehen, inwieweit für die un¬
mittelbar mit den Wahlen zusammenhängenden Veranstal¬
tungen Ausnahmen zuzulassen und welche Maßnahmen zur
Fernhaltung etwaiger Störungen des Gottesdienstes durch die
Wahlwerbung in der Nähe von Kirchen zu treffen sind. §

Stuttgart . (Einnahmen und Ausgaben des Landes Würt-.
remberg.) Nach dem Ausweis über die Einnahmen und Aus¬
gaben des Landes Württemberg hat bis Ende Januar im
ordentlichen Haushalt die Mehrausgabe von 13 727 000 RM ., im
außerordentlichen Haushalt die Mehreinnahme 2600000 RM.
betragen. !

Stuttgart . (Verwarnung der „Donauwacht" in Ulm.) Von
zuständiger Seite wird mitgeteilt : Der „Donauwacht" in Ulm
ist wegen eines Artikels in der Nummer vom 27. Februar , der
einen Verstoß gegen die Verordnung des Reichspräsidentenzum Schutze deö deutschen Volkes vom 4. 2. 33 enthält , eine
Verwarnung erteilt worden. >

Stuttgart . (Verwarnung des Katholischen Sonntags - !
blattes .) Von zuständiger Seit wird mitgeteilt : Dem Katho- j
lischen Sonntagsblatt in Stuttgart ist wegen eines Artikels in <
Nr . 7, der einen Verstoß gegen die Verordnung des Reichsprä- ?
sidenten zum Schutze des deutschen Volkes vom 4. Februar
1933 enthält , eine Verwarnung erteilt worden.

Stuttgart . (Verbot der Wochenschrift„Der Rote Schmied"
in Gmünd .) Von zuständiger Seite wird mitgeteilt : Das

!Innenministerium hat den „Roten Schmied" in Gmünd wegen
Beschimpfung nnd böswilliger Verächtlichmachungeines leiten-
mcn Bcamteü des Staates auf zwei Monate verboten. >

Kornwestheim. (Politischer Zusammenstoß.) Am Samstag
kam es hier anläßlich eines Propagandamarsches der NSDAP,
in der Nähe des Bahnhofes zu einer Schlägerei, als der inStärke von 300—400 SA .- und SS .-Leuten von Stammheim
her mit Musik einmarschicrende Zug von etwa 100 Anti¬
faschisten mit Schmährufen empfangen wurde. Dabei sollen,
so berichtet die „Lndwigsburger Zeitung ", Reichsbannerlcute
nnd Kommunisten versucht haben, die letzte Kolonne des Zuges .
abzudrüngen, worauf die Nationalsozialisten ausschwärmten, i
Zwei Personen erlitten bei der sich entspinnenden Schlägerei
Verletzungen, darunter , wie man hört , der Führer der Stö¬
rungsaktion . j

Murr, OA. Marbach. (Eine Ziegelei abgebrannt.) Am.
Sonntag vormittag brach in der Ziegelei Blatter ein Brand
aus . dessen Bekämpfung dadurch erschwert wurde, daß das
Wasser großenteils aus der Murr herangeschafft werden
mußte. Die einheimische Feuerwehr wurde von den Motor¬
spritzen ans Pleidelsheim, Bietigheim und Marbach unter¬
stützt. Die Ziegelei, in der heute mit der Arbeit wieder be¬
gonnen werden sollte, ist fast vollständig abgebrannt , nur ein
Teil des Maschinenhauses und zwei Schuppen konnten gerettet
werden. Die Ursache des Brandes ist noch nicht geklärt.

Sigmaringen. (Ein Landeshauptmannfür Hohenzollern?)
In Sigmaringen sind Gerüchte verbreitet , wonach Hohenzol¬
lern in Bälde nach dem Muster der preußischen Provinzen
einen beamteten Vorsitzenden der Landesselbstverwaltung,
einen Landeshauptmann , erhalten soll. Eine Version geht
dahin, der jetzige nebenamtliche Vorsitzende Vogel wolle sein
Straßberger Pfarramt aufgeben und es bestehe die Absicht,
ihm die Stelle des Landeshauptmanns zu übertragen . Nach
der zweiten Version soll die Möglichkeit bestehen, daß der bis¬
herige Regierungspräsident Dr . Brand Aussicht habe, in der
Eigenschaft als Landeshauptmann in Hohenzollern zu bleiben.

Von der bayerischen Grenze. (Dramatische Eifersuchts¬
szene.) In Lindau hat am Sonntag früh der von seiner Frau
geschiedene 40 Jahre alte Gärtner Anton Michel ein 16 Jahre
altes Mädchen, mit dem er ein Liebesverhältnis hatte, er¬
schossen und zwar zweifellos aus Eifersucht, nachdem er es
zuvor in Gesellschaft anderer bei einer Faschingsveranstaltung
getroffen hatte . Er überraschte das Mädchen während es
schlief in seinem Schlafzimmer und brachte ihm einen tödlichen
Schuß bei, worauf er sich selbst durch einen Schuß gleichfallsdas Leben nahm.

Durchsuchung des LandtagSgedäudes
In Württemberg sind Unruhen nicht zu befürchten

Stuttgart,  1 . März. Vom Polizeipräsidium wird
mitgeteilt: Da der dringende Verdacht besteht, daß seitens der
Kommunistischen Partei unter Mißbrauch der Immunität auch
innerhalb des Landtagsgebäudes Vorbereitungen zum Hoch¬
verrat oder allgemein zu Gewalttätigkeitengetroffen würden,
hat gestern nachmittag im Einverständnis mit dem Herrn
Landtagsvräsidenteneine polizeiliche Durchsuchung des würt-
tembergischen Landtagsgebäudes in Gegenwart des Herrn
Landtagsdirektorsstattgefunden. Durchsucht wurden die all¬
gemeinen Räumlichkeiten sowie das Fraktionszimmer der Kom¬
munistischen Partei . Die anwesenden kommunistischen Abge¬
ordneten wurden während der Durchsuchung in Schutzhaft
genommen, nach Beendigung der Durchsuchung aber wiederentlassen.

Gleichzeitig wurde auch das Parteibüro der Kommunisti¬
schen Partei durchsucht. Die Polizei fand hier eine große
Menge versandfertig verpackter Druckschriften. Der größere
Teil davon hatte zu beanstandenden Inhalt und wurde deshalbbeschlagnahmt.

Die Durchsuchungen haben im übrigen nähere Anhalts¬
punkte dafür, daß Gewalttätigkeitenauch in Württemberg zu
erwarten sind, nicht eroeben. Da auch aus dem übrigen Lande
Ordnungsstörunaennicht bekannt sind, besteht zu einer Beun¬
ruhigung keine Veranlassung.

Kein Gesuch von WiktschafksmiuMer Dr. Maier
um Anerkennungals Beamtenminister

Heilbronn. (Den eigenen Bruder mit der Axt erschlagen.)
Das Schwurgericht hat den 20jährigen Schreiner Karl Neu¬bauer von Steinheim an der Murr , der am 26. Oktober 1932
seinen Bruder Gottlob im Streit mit der Axt erschlagen hatte,
wegen Körperverletzung mit Todesfolge zu 3^ Jahren Ge¬
fängnis verurteilt . Sein älterer Bruder , der 25 Jahre alte
Wilhelm Neubauer , erhielt wegen Verbrechensbedrohung drei
Monate Gefängnis.

Reutlingen. (Vollsitzung der Handelskammer Reutlingen.)
In der letzten Vollsitzung der Handelskammer Reutlingen
machten Vertreter des Einzelhandels auf die gefährlichen Wir¬
kungen aufmerksam, die der gesetzlich eingeführte Zwangsvoll¬
streckungsschutz für die Landwirtschaft für Handel und Ge¬
werbe nnd schließlich auch für die Landwirtschaft mit sich brin¬
gen muß. Die Handelskammer hat im Einvernehmen mit dem
Württ . Industrie - nnd Handelstag Schritte zur Milderung
der zu erwartenden Auswirkung dieser Notmaßnahme unter¬nommen.

Reutlingen. (Wieder ein Erdstoß.) In der Nacht vom
Samstag auf Sonntag , um 4 Uhr morgens, ist in unserer
Gegend wiederum ein kräftiger Erdstoß verspürt worden. Die
Gegenstände auf den Waschtischen usw. schlugen hörbar gegen¬
einander . In Steinhilben waren die Erdstöße so stark, daß
die Möbel usw. ziemlich schwankten.

Geislingen a. St . (Kohlenfundeam Weißen Weg.) Bei
den Probebohrungen für den geplanten Stausee in der Nähe
des weißen Wegs ist man in etwa 10 Meter Tiefe auf ein
Kohlenvorkommen gestoßen. Nähere Untersuchungen sind so¬
fort eingeleitet worden.

Leinzell, OA. Gmünd. (Der Fall Uhlmann.) — Rund
800 000 Mark Passiven.) Der Zusammenbruch der Firma Uhl-
man ist nicht so sehr die Folge der wirtschaftlichenMißverhält¬
nisse, als vielmehr in der Hauptsache die Schuld des Inhabers,
des Fabrikanten und Konsuls Julius Uhlmann . Der Inhaber
hat es nicht verstanden, seinen Betrieb entsprechend einer ver¬
änderten Wirtschaftslage durch Einschränkung seiner persön¬
lichen Aufwendungen in dem Maß zu entlasten, wie es not¬
wendig gewesen wäre, und ohne daß ihm dabei zu große
Opfer zugemutet worden wären . Schon um die Mitte des
letzten Jahres wurde die bedrängte Lage der Firma nach außen
hin sichtbar. Von diesem Zeitpunkt an datieren die Lohnteil¬
zahlungen . An warnenden Stimmen hat es nicht gefehlt. Aber
die Arbeiter waren froh, ihre Beschäftigung zu haben nnd
man tröstete sich allgemein mit den bewußt in die Oeffentlichr,
keit getragenen Gerüchten von dem in Aussicht stehenden gro- ^ßcn englischen Kredit von 180 000 Mark , der aber nie eintraf.
Die Wirtschaftskrise hat sich im Beschäftigungsgrad wenig
ausgewirkt, wenn auch das Abgleiten der Rohstöffpreise den
Wert des beträchtlichen Warenlagers zahlenmäßig herabmin-
dertc. Erst mit dem Sturz des englischen Pfundes sind bei
dem großen englischen Geschäft der Firma , das 50—60 Prozent
des Gesamtumsatzes ansmachtc, erhebliche Verluste eingetreten.
Es hätten aber weder der Pfundstnrz noch die Einbuße an
Aufträgen durch die Absperrung des englischen Marktes dem
Unternehmen den Todesstoß zu versetzen vermocht, hätte der
Inhaber entsprechend den Zeitverhältnissen seine persönlichen
Entnahmen , die sich, wie die „Remszeitung " aus zuverlässiger
Quelle erfährt , auf 50—60 000 Mark jährlich beliefen, einge¬
schränkt. Das konnte der Betrieb , der noch 1928 einen Jahres¬
umsatz von über 2 Millionen verzeichnen konnte, nicht mehr
abwerfen. Da aber der Inhaber trotz ernster Vorhaltungen
seines kaufmännischen Personals in der alten Weise wirt¬
schaftete, mußten die Materiallieferanten mit ihren Forde¬
rungen znrückstehen. Verhandlungen zur Sanierung des Be¬
triebs scheiterten an dem Umstand, daß der Inhaber sich wei¬
gerte, seine persönlichen Ausgaben ans ein vernünftiges Maß
zu beschränken. Während die Arbeiterschaft rücksichtsvoll um
Auszahlung ,des rückständigen Lohnes bat, und sich mit Ver¬
sprechungen und Gutscheinen, die nicht eingelöst werden konn¬
ten, abspeisen ließ, drängten die Lieferanten und Banken
immer stürmischer, bis am 15. Februar der Konkurs ange¬
meldet werden mußte. 120 Arbeiter und Arbeiterinnen , etwa
50 Heimarbeiterinnen , sind brotlos und verschuldet. Die Ge¬
schäftsleute haben wertlose Gutscheine. Dem stillen Teilhaber
erwächst ein Verlust von mehreren hunderttausend Mark. Die
verschiedenen Lieferanten mit teilweise sehr beachtlichen For¬
derungen werden nach dem Stand der Dinge leer ausgehen
müssen. Der Gemeinde Leinzell sind untragbare Lasten auf¬
gebürdet. Das ist das traurige Ergebnis . Mit dem Kon¬
kursverwalter werden Verhandlungen angestrebt, damit der
Betrieb wieder ausgenommen werden kann.

Stuttgart . 27. Febr. In der Nummer des „NS .-Kurier"
vom 25. ds. Mts . wird unter der Ueberschrift „Wirtschafts¬
minister Dr . Maier für Württembergs Selbständigkeit? Oder
alles um die Pension" mitgeteilt, der Herr Wirtschaftsminister
Dr . Maier habe im Laufe der letzten 14 Tage ein Gesuch an
das Staatsministerium gerichtet, in dem er beantragt habe,
seine Eigenschaft als Beamtenminister anerkennen zu wollen.
Demgegenüber erfahren wir vom Staatsministerium , daß nicht
nur in den letzten 14 Tagen, sondern überhaupt in dieser
ganzen Wahlzeit und in den vorangegangenen Monaten ein
solches Gesuch vom Herrn Wirtschaftsminister nicht eingereicht,
auch diese Frage an keiner amtlichen Stelle behandelt worden
ist. Früher , nach der Berufung des Herrn Wirtschaftsmini¬
sters, ist aus Anlaß der allgemeinen Regelung der Personal¬
verhältnisse des Herrn Wirtschaftsministers im Wirtschafts-
Ministerium auch die Rechtsfrage zur Erörterung gebracht
worden, ob auf den Herrn Wirtschaftsminister, der bekannt¬
lich beide juristische Staatsprüfungen abgelegt hat , auch einige
Zeit in einem unständigen Beamtcnverhältnis tätig gewesen
ist. die Voraussetzungen als Beamtcnminister zutreffen. Eine
Entscheidung darüber ist aber von dem hiefür zuständigen
Staatsministerium nicht getroffen worden, weil der Herr Wirt-
schastsminister selbst wünschte, daß die Angelegenheit nichtweiter behandelt werden soll.

Die Universität zur gegenwärtigen Lage
Tübingen, 28. Febr. Der Große Senat der UniversitätTübingen gibt folgende Erklärung ab : „Mit der akademischen

Jugend ist unsere Universität wie das ganze deutsche Volk von
der hohen Politischen Bedeutung unserer Tage erfüllt . In
uns Hochschullehrern ist der heiße Wille lebendig, an der Ret¬
tung und dem Ausstieg unseres großen deutschen Vaterlandes
mit allen Kräften mitzuarbeitcn . Die Universität muß es
ihrem Wesen nach ablehnen, als solche in den parteipolitischen
Kampf einzutreten . Sie überläßt es dem Einzelnen, nach
bestem Wissen und Gewissen als Staatsbürger seine politische
Gesinnung zu betätigen. Die Universität bekennt: Eine Ret¬
tung Deutschlands erhoffen wir alle davon, daß der Geist der
Wahrheit und Verantwortlichkeit die deutschen Menschen aller
Schichten nnd Stände wieder durchdringe. Diese Verantwort¬
lichkeit muß in einem an Leib und Seele gesunden Volke voll
Willensstärke nnd getragen von nationalem Selbstbewußtsein
ihren Grund , in einem znchtvoll geleiteten, machtvollen Staat
ihren Ausdruck finden, machtvolle Freiheit . Würde nnd Ehresollen die entscheidendenWerte des öffentlichen Lebens sein
und so alle Kräfte des Volkes sich wieder einen, um eine
deutsche Zukunft zu bereiten, die würdig ist, sich an die großenZeiten der Vergangenheit anzuschließen, in denen die Verant¬
wortung vor Gott und der Nation Deutschlands Schicksalbestimmte."

ttsnLiel un6 Verkekr
Stuttgarter Schlachtviehmarkt

Dem Dienstogmarkt am städt. Vieh - und Echlachthof wurden
zugefiihrt : 41 Ockfen (unverkauft 3), 47 Bullen , 217 (4) Iungbullen,
319 Kühe . 364 (24) Rinder , 1126 Kälber, 2774 (320) Schweine.

Preise für I Pfund Lebendgewicht:

28. 2. 23. 2. 28. 2. 23. 2.
Ochsen Pfg- Pfg- Iungrinder Pfg. Pfg.

a ausqemästet . 25- 28 — c fleischig . . . 21- 24 —

v vollfleischig 22 - 23 — ä geringgenährte — —

c fleischig . . . 18- 20 — Kälber
Bullen 3 feinste Mast - u.

g ausgemästet .
d vollfleischig
c fleischig . . .

24 - 25
22—23
20- 21

—
besteSaugkälb.

b mittl. Möst - u.
guteSaugkälb. 38 - 41 37- 39

c geringe Kälber 34 - 37 33 - 36Kühe Schweine
g ausqemastet . ! 22—24
d vollfleischig . ! 16- 19 !
c fleischig . . . ^12- 14
cl geringgenährte > 9 —II

—
» über 300 Psd.
d 240 —300 Psd.
c 200 - 240 Pfd.
ck 160—200 Pfd.

39 - 40
38—39
37—38
34 - 37

42 - 43
41 - 43
40 - 41
38 - 39vungrinoer > e 120 - 160 Psd. 33 - 34 37—38

s ausgemästet . 30—31 — k unter 120 Pfd. _ _
b vollfleischig . ; 25- 28 — Sauen . . . . 27- 33 32 - 37

Marktverlauf : Großvieh mäßig belebt, Kälber belebt, Schweine
schleppend, beträchtlicher Uebcrstand.



Pforzheim , 27. Febr . (Schlacktvlehmarkt.) Aufgetrieben waren f
565 Tiere und zwar : 9 Ochsen, 4 Kühe, 41 Rinder . 25 Farren . 44
Kälber, 2 Schafe, 440 Schweine. Maiktverlauf : mäßig belebt. Ueber-
stand: 1l Stück Großvieh, 86 Schweine. Preise für ein Pfund Lebend¬
gewicht: Ochsen s 26- 28, b 23- 25; Farren s 24, d und c 23 - 21;
Kühe s 22, d und c 18—12; Rinder a 29- 31. d 25- 27; Kälber
d 37- 39, c 33- 36; Schweine d 46 - 47, c 45—46.

Karlsruhe . 27. Febr. (Schlachtviehmarkt.) Zufuhr : 27 Ochsen,
34 Bullen , 41 Kühe, 129 Fäisen , 130 Kälber, 1120 Schweine. Preis-
für den Zentner Lebendgewicht in Mark : Ochsena 24—30, d 21—25,
c 19- 21, ä 18- 19; Bullen a 23- 24, b 20- 21, c ,9 - 20, 6 16- 19;
Kühe d 19—21, c 15- 19, ä 10- 15; Färse» a 26- 32, b 18- 24;
Kälber d 40- 42, c 37- 40, ci 33- 37, e 21- 26; Schweine d 45
bis 47. c 44- 47, g 41—45, e 39—41, Z (Sauen ) 31—35. Verlaus:
Großvieh und Schweine langsam, geringer Ueberstand; Kälber mittel¬
mäßig, geräumt.

Stuttgart , 27. Febr . (Landesproduktenbörse .) Die feste
Stimmung hat auch in abgelanfener Woche angehalten . Die
Forderungen für Jnlandsgetreide waren höher , jedoch beob¬
achten die Käufer Zurückhaltung . Es notierten je 100 Kg. :
Württ . Weizen 21—22 (am 20. Febr . : 20.75—21.25), Roggen
17.50—18 (17.50—17.75), Braugerste 18—19.25 (nnv .), Futter¬
gerste 16.50—17 (16—17), Hafer 13- 11 (13—13.50), Wiesenheu
3.50—4 (unv .), Kleeheu 4.50—5.50 (und .), drahtgepreßtes Stroh
2.50—2.80 (unv .), Weizenmehl 32.75—33.25 (32—32.50), Brot¬
mehl 25.75- 26.25 (25—25.50), Kleie 8- 8.25 (7.75- 8) Mark.

München . 28. Febr . Ministerpiäsident Dr . Held ist heute abend
noch Berlin gereist. Wie hier verlautet, wird der Ministerpräsident in
der Reichshaüptstadt eine Besprechung mit dem Reichskanzler haben.

München, 28. Febr. Wie wir erfahren, hat das Reichsgerichtdas
Verbot der „Müchener Neueste Nachrichten" für unzulässig erklärt.

Berlin . 28. Febr . Wie wir erfahren, hat das Reichsgericht das
achttägige Verbot des „Badischen Beobachters" auf 3 Tage verkürzt.

Berlin . 28. Febr . Durch einen Erlaß des Reichsministers des
Innern sind die „Straßburger Neueste Nachrichten" und die Straß
buraer „Republique" wegen von ihnen gebrachter Angriffe auf die
Reichsregierung bis zum 31. Mai für das Reichsgebiet verboten worden.

Haussuchung bei der KPD.
Stuttgart , 28 Febr . Als Folae der Berliner Vorkommnisse

wurde im Parteibüro der kommunistischenPartei in Stuttgart am
Dienstag nachmittag eine polizeiliche Hausdurchsuchung vorgenommen,
bei der das VorgefundeneMaterial , soweit es den Verdacht hochver¬
räterischen oder gesetzwidrigen Inhalts erweckte, beschlagnahmtwurde.
Die Polizeiaktion , die sich sehr schnell herumgesprochenhatte, rief eine
größere Menschenansammlung in der Radlerstraße hervor. Zu Stö¬
rungen kam es jedoch nicht.

Verstärkte Koulrolle a« der österreichische» Grenze ^
Kommunistisches Agitationsmaterial in Wien beschlagnahmt

Wien , 28. Febr . Die jüngsten Vorgänge in Deutschland haben,
wie die Abendblätter melden, unmittelbare Rückwirkungen auf die
staatspolizeilichen Schutzmaßnahmen gegen politische Flüchtlinge ge¬
zeitigt. So ist besonders die Kontrolle an der österreichischen Grenze
gegen Deutschland verstärkt worden. Auch die Flüchtlingsherbergen,
Massenasyle» sowie die kommunistischenLokale in Wien stehen unter
erhöhter Beobachtung. Die politischen Behörden wurden davon ver¬
ständigt, daß die reichsdeutschen Kommunisten beabsichtigen sollen,
ihre Werbezentralen im Falle eines Parteiverbotes noch Wien zu
verlegen. Dem „Extrablatt " zufolge wurde auf dem Nordwestbahnhof
bereits ein Waggon mit 64 Kisten kommunistischenAgitationsmate¬
rials , das als Bilderbücher deklariert war , beschlagnahmt.

Auf Gruud der Ausführungsverordnungzur Verordnung
über den landwirtschaftlichen BoVstrechunasschutz vom
14. Februar 1933 werden in den folgenden Zwangsverstei¬
gerungen in die Grundstücke der nachbezeichneten Eheleute die

Versteigeruugstermine
oufaehoben:

1. vom 14. März 1933: Schleeh,  Christof, Fuhrmann
und Marie, geb. Secger, in Neuenbürg,

2. vom 17. März 1933: Engelhardt,  Robert , Krast-
wagenführer und Emma, geb. Schaber, in Conweiler,

3. vom 4. April 1933: Mitschele,  Friedrich, Zimmer¬
mann und Marie, geb. Reger, in Feldrennach.

Neuenbürg, den 27. Februar 1933.
ZwangsverfteigerunaskoMMiffiir:

Bezirksnotar Fa Ich.
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'c erlangen hie kostenlose Vorschläge.

Die Vanlenkcise in USA.
Berlin , 27. Febr . (Eig . Meldung .) , Die amerikanische

Bankenkrise , die mit den Vorgängen im Staate Michigan
akut wurde , zieht immer weitere Kreise. In allen Unron-
staaten sind die zuständigen Stellen mit der Frage des wirk¬
samen Schutzes von Banken und Bankkunden beschäftigt.
Wegen der verstimmenden Wirkung auf die Börsen ist man
mit der Verhängung allgemeiner Moratorien sehr zurückhal¬
tend , doch haben die Gouverneure der Staaten Jndiania , Mis¬
souri , Arkansas und Wisconsins bereits grundsätzliche Bestim¬
mungen für etwa notwendig werdende Moratorien erlassen.
In den Staaten Newhork , New -Jersey , Vermont , Jova und
Nebraska sind neue Gesetze angenommen worden , die den
staatlichen Behörden größere Machtbefugnisse geben , um die
Schließung von Banken abzuweuden . In verschiedenen Staa¬
ten ist geplant , die Zurückziehung von Spargeldern auf einen
bestimmten Prozentsatz pro Monat zu beschränken und die
Verwendung von kommerziellen Konten auf einen Betrag ein¬
zuschränken , der dem Durchschnittsbetrag der letzten Monate
entspricht.

Franklin Roosevelt hat mit seinem künftigen Schatzamts¬
sekretär Woodin die Notlage der Banken in Maryland und
Michigan geprüft und es heißt , die Finance Reconstruction
Corporation erwäge die Möglichkeit , den Banken von Detroit
und Baltimore Darlehen zu gewähren . Besonders kritisch ist
die Lage in Maryland , wo der Gouverneur eine dreitägige
Schließung der Banken angeordnet hat , nachdem während der
letzten Woche von Depots , die insgesamt 500 Millionen Dol¬
lars ansmachen , 13 Millionen Dollars abgehoben worden
waren . Die Fondsbörse von Baltimore ist geschlossen. In
Detroit beabsichtigt die Clearinghouse -Association die Ausgabe
von Jnterimsscheinen als Zahlungsmittel.

Im Zusammenhang mit der Bankenkrise ist der Präsident
des Verwaltungsrates der National City Bank von Newyork,
Charles Mitchell , zurückgetreten . In Indianapolis haben die
Banken bis auf weiteres die Zurückziehung von Depositen auf
höchstens 5 Prozent beschränkt . Den gleichen Beschluß faßten
sieben Banken in Cleveland . Fünf Banken der gleichfalls im
Staate Ohio gelegenen Stadt Akron mit insgesamt 55 Mil¬
lionen Depositen haben die Abhebung von Spareinlagen ans
monatlich ein Prozent und die Verfügung über kommerzielle
Guthaben auf den Durchschnitt der letzten Monate beschränkt.
In einer anderen Stadt in Ohio , Dayton , ist ein dreitägiges
Bankmaratorium verhängt worden . In Kansas City ist für
heute die Fusionierung von vier Banken mit Depositen von
insgesamt 5 Millionen Dollar zu einer Mercantile Home
Bank und Trust Company angekündigt.

Ford greift in Detroit ein
Uebernähme der beiden maßgebenden Bankengruppen

Detroit , 27. Febr. Durch einen plötzlichen Entschluß
Henry Fords , die beiden maßgebenden Bankengruppen , die
First National Bank of Detroit und die Guardian National
Bank of Commerce , zu übernehmen und als Alleinaktionär
möglicherweise zu verschmelzen, hat die ganze Bankensituation
in Detroit eine grundlegende Aendervng erfahren.

Der Entschluß Fords war die Folge einer Reihe von Kon¬
ferenzen der beiden Nationalbankengruppen , die am Sonntag
abend das Washingtoner Ultimatum annahmen , sich mit
einem Darlehen in Höhe von 78 Millionen Dollar statt der
geforderten 136 Millionen Dollar zu begnügen . Die beiden
neu zu gründenden Banken würden damit nur über 8 250 000
Dollar Kapital statt über 11 Millionen Dollar verfügen . Nach¬
dem die beiden Bankengruppen das Washingtoner Ultimatum
angenommen hatten , veröffentlichten Henry und Edsel Ford
in großer Aufmachung folgende Erklärung an die Depositen-
kunben und den Änfsichtsrat der beiden Bankengruppen:

„Wir sind bereit , uns mit Ihnen an der Gründung der

beiden neuen Banken zu beteiligen . Das notwendige Gesamt¬
kapital von 8 250 000 Dollar werden wir aufbringen . Wir
stützen uns auf die Erfahrung derer , die Willens find, die
beiden Banken später in einem Institut zu verschmelzen , das
nach Grundsätzen geleitet wird , die wir als gesunde Bank¬
methoden ansehen . Wir setzen voraus , daß Sie zu uns das
Vertrauen haben , die Männer als Leiter zu wählen , die künf¬
tighin allgemeines Vertrauen verdienen . Die auf diese Weise
gebildeten Banken werden Institute darstellen , von denen
erwartet werden darf , daß sie eine Wiedererholung der Indu¬
striestadt Detroit herbeizuführen in der Lage sind."

Die Regierung in Washington hat das Angebot Fords
angenommen.

Wie lauge wird i« Europa gearbeitet?

Ueberraschend schnell ist cs um die 40-Stundenwoche still
geworden . Trotzdem lohnt es sich, einmal festzustellen, wie
lange eigentlich die tatsächliche Arbeitszeit in den verschiedenen
Ländern dauert.

In Deutschland sind zur Zeit rund 6 Millionen Arbeits¬
lose überhaupt ohne Arbeitszeit , rund 40 Prozent der Be¬
schäftigten verrichteten im September 1932 Kurzarbeit . Im
Durchschnitt arbeitet ein Beschäftigten in Deutschland rund
34 Stunden in der Woche.

In Frankreich wird einer Angabe des Internationalen
Arbeitsamtes in Genf entsprechend von vielleicht 70 Prozent
der Beschäftigten länger als 40 Stunden in der Woche ge¬
arbeitet . Nur 20 Prozent arbeiten , so weit man aus de«
mangelhaften Zahlenangaben Schlüsse ziehen darf , weniger als
40 Stunden.

In Großbritannien arbeitet die Textilindustrie (unter Be¬
rücksichtigung der Kurrarbeit , aber ohne Berücksichtigung der
Ueberstunden ) beträchtlich über 40 Stunden , die Baumwoll¬
industrie über 45 Stunden , die Kammgarnindustrie rund 45
Stunden und die Wollindustrie über 43 Stunden.

Italien begnügt sich mit der Feststellung , daß rund 30
Prozent seiner Beschäftigten unter der „normalen " Arbeits¬
zeit arbeitet . In Polen arbeiten die Beschäftigten , wie eine
kleine Stichprobe ergab , anscheinend rund 41 Stunden in der
Woche. Für Schweden ergab sich bei einer Zählung eine
Arbeitszeit von durchschnittlich 45 Stunden in der Woche.

Die Vereinigten Staaten von Amerika geben als durch¬
schnittliche Arbeitszeit in der Woche 35 Stunden an . Die
Fleischkonservenindustrie arbeitet allerdings rund 49 Stunden,
die Baumwoll - nnd Seidenindnstrie rund 47 und die Schuh¬
industrie rund 45 Stunden in der Woche. — Die 40-Stunden¬
woche ist also in Europa und Amerika zum großen Teile
schon verwirklicht.

Neuenbürg , 28. Febr . (Eingesandt .) Zn der Wohltätig¬
keitsveranstaltung am letzten Sonntag wird uns geschrieben:
Es wird außer mir auch noch andern Zuhörern ausgefallen
sein, daß die an sich trefflichen gesanglichen Darbietungen des
evang . Kirchenchors eine gewisse Unausgeglichenheit des Klang¬
körpers aufwiesen , welche lediglich auf einem Mangel an
Männerstimmen beruht . Nun ist dies bei der Bedeutung,
die gerade diesem Chor im öffentlichen Leben unserer Stadt
zukommt (Gottesdienst und Dienst am Nächsten ) doch eigentlich
schade und auch unverständlich in einer Zeit völkischer Not,
die jeden mit Macht zum Anschluß an eine wirklich gute Sache
drängen müßte . Vielleicht genügt diese Anregung , dem auf¬
strebenden Chor 4—6 uneigennützige und stimmbegabte Män¬
ner znzuführen.

s

Es werden öffentlich meist¬
bietend gegen sofortige Bor¬
zahlung versteigert am Don¬
nerstag den 2. März 1833,
vormittags 10 Uhr, in Neuen¬
bürg :

1 Backtisch, 1 kleine Holz¬
säge mit Motor, 1 znrii-
rädriger Handkarren, eine
Kaffeemaschine, 1 Bremer¬
maschine.

Zusammenkunft am Rathaus.
Um 11 Uhr in Haltestelle

Engelsbrand:
1 Schrankgrammophon mit
sieben Schalldosen.

Zusammenkunft am Bahnhof.
Nachmittags3 Uhr in Bir-

keafcld:
1 kleiner, eiserner Kossen¬
schrank, l Terrazzowerkstatt¬
schleifmaschine samt Motor,
1 Schreibmaschine. 1 Last-
Kraftwagen, 36 PS.

Zusammenkunft am Bahnhof.
Gerichtsvollzieherstelle

Neuenbürg.
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Es wird öffentlich meist¬
bietend gegen sofortkge Bar¬
zahlung versteigert am Don¬
nerstag den 2. Mörz 1933»
13 Uhr, in Bieselsberg:

2 Fässer.
15 Uhr in Oberlengenhardt:

5 Damenkleider und zwei
Mäntel.

Zusammenkunft jeweils am !
Rathaus . !

Gerichtsvollzieherstelle f
Wilddad . !

!

Molvl niedere ilsMsisvIllge
bei döebsler Verrimimg!
Auf sofort oder später

werden für eine Anzahl vorge¬
merkter Geldnehmer Beträge von

M bis MilG.-N.
(evtl, mit Rabatt)

für Ammsen im Oberamtsbezirk
gegen prima Sicherheiten auf erste
Hypotheken gesucht. Pünktliche
Zinszaistung wird zugesichert.
Gewissenhafte und für Geldgeber
kostenlose Abwicklung. Strengste
Verschwiegenheit wird garantiert.

Schriftl. od. mllndl. Angebote an

Fritz Müller » Hypotheken,
Neuenbürg. Brunnenstr. 38.

Geburtstags-
Namenstags-
Berlobungs-
Dermählungs-Karten

in reicher Auswahl
empfiehlt die

C.MeehMeVuch-
handk.. Neuenbürg

H.M. Holzapfel.

Unter «tisisr üevire rtsrten vrir inorg.
einen Vertraut , «!en 5>e noeb lange
in sngsnekmer Erinnerung traben
«srcten . .KIsinpreir -Isgs ' nennen
r»!r itrn, «tsnn in, ganren tlaurs ba¬
den «He trisinen preirs rtie ^ütrrung
an rieb geritten .Warenangebots , rtie
suck «tsn ksrtgerottenrtsn btirktträu»
tsr - um begeisterten Kauter nractrsn
Zerrten , tültsn tircke un «t tketrsn.

Lcbon ZS pkg. genügen rum guten
Linkaut . l>a tolint er rieb «u trauten!
Davon sollte siolr morgen jsclsr
mit eigenen Lugen lldsrrsugsn!
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